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23. APRIL 2018 – BEGRÜNDETES GUTACHTEN ZUM 
- GESETZESVORSCHLAG ZUR ABÄNDERUNG DES GESETZES VOM 

31. DEZEMBER 1983 ÜBER INSTITUTIONELLE REFORMEN FÜR DIE 
DEUTSCHSPRACHIGE GEMEINSCHAFT IN BEZUG AUF DIE ANHÄUFUNG 

VON ENTSCHÄDIGUNGEN, DIE SICH AUS DER AUSÜBUNG ÖFFENTLICHER 
MANDATE, ÄMTER UND FUNKTIONEN POLITISCHER ART ERGEBEN,  

HINTERLEGT VON HERRN EMMANUEL BURTON UND ANDEREN  
ABGEORDNETEN (DOK 54 2813/001-3); 

- GESETZESVORSCHLAG ZUR ABÄNDERUNG DES GESETZES VOM 
31. DEZEMBER 1983 ÜBER INSTITUTIONELLE REFORMEN  

FÜR DIE DEUTSCHSPRACHIGE GEMEINSCHAFT IN BEZUG AUF DIE 
MANDATSHÄUFUNG, HINTERLEGT VON FRAU KATJA GABRIËLS UND 

ANDEREN ABGEORDNETEN (DOK 54 2817/001-2); 
- GESETZESVORSCHLAG ZUR ABÄNDERUNG DES GESETZES VOM 

31. DEZEMBER 1983 ÜBER INSTITUTIONELLE REFORMEN  
FÜR DIE DEUTSCHSPRACHIGE GEMEINSCHAFT,  

HINTERLEGT VON FRAU CATHERINE FONCK (DOK 54 0930/001) 
 
 
 
 
 

Sitzungsperiode 2017-2018 
 
Nummerierte Dokumente: 224 (2017-2018) Nr. 1 Anfrage auf Abgabe eines 
   Gutachtens 
  224 (2017-2018) Nr. 2 Vorschlag 
Ausführlicher Bericht:  23. April 2018 – Nr. 50 Diskussion und Abstimmung  
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Das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft hat das Folgende angenommen: 
 
 
 
 
 
Im Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft ist am 16. Februar 2018 eine Gutach-
tenanfrage vom Präsidenten der Abgeordnetenkammer gemäß Artikel 78 des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1983 zu den oben genannten Gesetzesvorschlägen und den diesbezüg-
lichen Abänderungsvorschlägen eingegangen.1 
 
Die beiden ersten zur Begutachtung vorgelegten Gesetzesvorschläge (Dok. Kammer-
54 2813/001-3 und Dok. Kammer-54 2817/001-2) sind Teil einer Serie von insgesamt 
19 Initiativen, die allesamt darauf abzielen, die Empfehlungen der in der Abgeordneten-
kammer gebildeten Arbeitsgruppe zur politischen Erneuerung2 umzusetzen. Der dritte Ge-
setzesvorschlag (Dok. Kammer-54 0930/001) ist ein bereits früher hinterlegter Gesetzes-
vorschlag, dessen Gegenstand nahezu identisch ist mit dem im Kammerdokument 
54 2817/001 abgedruckten Gesetzesvorschlag. 
 
EINLEITENDE BEMERKUNGEN 
 
Das Parlament stellt fest, dass es zwischen den drei zur Begutachtung vorgelegten Geset-
zesvorschlägen und den übrigen Initiativen zur politischen Erneuerung offensichtliche Zu-
sammenhänge gibt. Dies trifft insbesondere auf den Gesetzesentwurf zur Abänderung der 
Gesetzgebung über die Mandatslisten und die Vermögenserklärungen zu (vgl. Dok. Kam-
mer-54 2810/006 bzw. Dok. Senat-6 408/001), der direkte Auswirkungen auf das Statut 
zahlreicher Mandats-, Amts- und Funktionsträger auf Ebene der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft haben wird, was angesichts des oftmals spezifischen Statuts dieser Personen 
eine besondere Aufmerksamkeit erfordert. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts des Umstands, dass die Beratungen auf föderaler 
Ebene zu dem in den Dokumenten Dok. Kammer-54-2810/006 bzw. Dok. Senat-6-408/1 
abgedruckten Gesetzesentwurf bereits weit fortgeschritten waren, beschloss der zustän-
dige Ausschuss des Parlaments, ebenfalls Bemerkungen zu diesem Gesetzesentwurf aus-
zuarbeiten und diese dem Präsidenten der Abgeordnetenkammer und der Präsidentin des 
Senats bereits vor Verabschiedung des vorliegenden Gutachtens zuzustellen.  

Das Parlament bestätigt nunmehr diese Bemerkungen, die im Anhang nochmals aufgeführt 
sind. 
 
ZU DEN VORGELEGTEN GESETZESVORSCHLÄGEN 
 
Das Parlament erinnert daran, dass seine Mitglieder über ein spezifisches Statut verfügen, 
das sich – abgesehen vom Präsidenten und vom Gemeinschaftssenator – in puncto Vergü-
tungs- und Pensionsregelung an einer als nebenamtlich definierten Parlamentstätigkeit ori-
entiert und daher nicht mit dem hauptamtlich ausgerichteten Statut der übrigen Parlamen-
tarier des Landes vergleichbar ist.  
Vor diesem Hintergrund wird das Parlament jedes Mal dann, wenn es dies für notwendig 
erachtet, Sonderregelungen für seine Mitglieder einfordern. 
 
In Bezug auf die zur Begutachtung vorgelegten Gesetzesvorschläge stellt das Parlament 
fest, dass es aufgrund des im vorherigen Absatz angesprochenen spezifischen Statuts einer 
alternativen Formulierung bedarf, die von derjenigen abweicht, die für die übrigen Parla-
mentarier des Landes vorgesehen ist. 
 

                                           
1  Siehe Dokument 224 (2017-2018) Nr. 1. 
2  Vgl. Dok. Kammer-54 2584/001.  
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Wie der Begründung der zur Begutachtung vorgelegten Gesetzesvorschläge3 und dem Be-
richt der in der Abgeordnetenkammer eingesetzten Arbeitsgruppe zur politischen Erneue-
rung4 zu entnehmen ist, bildet die sogenannte „150 %-Regel“ – auch nach Annahme der 
vorgeschlagenen Anpassungen – weiterhin die Grundlage für die Begrenzung der Einkünfte 
eines Parlamentariers. Dieser Regelung zufolge dürfen die Einkünfte, die ein Parlamentarier 
sowohl aufgrund seines parlamentarischen Mandats als auch aufgrund anderer öffentlicher 
Mandate, Ämter oder Funktionen erhält, insgesamt nicht mehr als 150 % der Entschädi-
gung der Mitglieder der Abgeordnetenkammer betragen. 
 
In der derzeit für alle Parlamentarier geltenden einschlägigen Gesetzgebung5 wird diese 
Begrenzung der Einkünfte unter alleiniger Bezugnahme auf die Einkünfte festgelegt, die 
ein Parlamentarier für die außerparlamentarischen öffentlichen Mandate, Ämter oder Funk-
tionen erhält. Demnach dürfen diese Einkünfte die Hälfte (50 %) des Betrags der Entschä-
digung der Mitglieder der Abgeordnetenkammer nicht überschreiten. 
 
Für die Mitglieder des föderalen Parlaments, der Regionalparlamente und der übrigen Ge-
meinschaftsparlamente ist diese Formulierung nachvollziehbar, da die parlamentarische 
Entschädigung für alle nahezu identisch ist und derjenigen der Abgeordnetenkammer ent-
spricht. 
 
Für die Mitglieder des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft kann diese Formu-
lierung hingegen weitreichende Auswirkungen haben, da ihre parlamentarische Entschädi-
gung sich an einer als nebenamtlich definierten Parlamentstätigkeit orientiert und daher 
mit der Entschädigung der Mitglieder der Abgeordnetenkammer nicht vergleichbar ist. Die-
ses spezifische Statut hat zur Folge, dass die Mitglieder des Parlaments der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft unter Umständen auf die Einkünfte für außerparlamentarische Man-
date, Ämter oder Funktionen angewiesen sind, um eine angemessene Gesamtentlohnung 
zu erhalten. Die mit der derzeitigen Formulierung einhergehende Begrenzung der außer-
parlamentarischen Einkünfte auf 50 % der Entschädigung der Mitglieder der Abgeordne-
tenkammer steht diesem Bestreben gegebenenfalls im Weg und wirkt sich somit womöglich 
negativ auf die Zugänglichkeit des Parlamentsmandats in der Deutschsprachigen Gemein-
schaft aus.  
 
Das Parlament bittet daher darum, eine Anpassung von Artikel 14bis Absatz 1 des vorer-
wähnten Gesetzes vom 31. Dezember 1983 in den Gesetzesvorschlag aufzunehmen. Diese 
zusätzliche Anpassung wäre so zu formulieren, dass die Einkünfte, die ein Mitglied des 
Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft sowohl aufgrund seines parlamentari-
schen Mandats als auch aufgrund anderer öffentlicher Mandate, Ämter oder Funktionen 
erhält, nicht 150 % der Entschädigung der Mitglieder der Abgeordnetenkammer über-
schreiten dürfen. 
 
Das Parlament begrüßt im Übrigen die augenblicklich in den Gesetzesvorschlägen enthal-
tenen Anpassungen, die – was die Häufung von Entschädigungen aus öffentlichen Manda-
ten, Ämtern und Funktionen betrifft – dieselben Neuerungen wie diejenigen einführen, die 
für alle anderen Parlamentarier des Landes gelten sollen (vgl.  
Dok. Kammer-54 2811/001-4, Dok. Kammer-54 2812/001-3, Dok. Kammer-
54 2815/001-2 und Dok. Kammer-54 2816/001-2). 
  

                                           
3  Vgl. Dok. Kammer-54 2813/001, Seite 3 und K-54 2817/001, Seite 3.  
4  Vgl. Dok. Kammer-54 2584/001, Seite 10. 
5  Vgl. Art. 1quinqies Absatz 1 des Gesetzes vom 06.08.1931, Art. 31ter § 1bis Absatz 1 des Sondergesetzes 

vom 08.08.1980, Art. 14bis Absatz 1 des Gesetzes vom 31.12.1983 über institutionelle Reformen sowie 
Art. 25 § 1bis des Sondergesetzes vom 12.01.1989. 
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Aus technischer Sicht sollte dies nach Meinung des Parlaments zur Folge haben: 
- dass im Hinblick auf die Verabschiedung der Anpassungen darauf zu achten ist, dass die 

Formulierung der Bestimmungen der zur Begutachtung vorgelegten Gesetzesvorschläge 
identisch zu derjenigen ist, die die anderen Parlamentarier des Landes betreffen bzw. 
die bereits in Bezug auf den Gesetzesentwurf zur Abänderung der Gesetzgebung über 
die Mandatslisten und die Vermögenserklärungen verabschiedet wurde (vgl. 
Dok. Kammer-54 2810/006) und 

- dass der im Kammerdokument 54 2817/001 veröffentlichte Gesetzesvorschlag dem im 
Kammerdokument 54 0930/001 veröffentlichten Gesetzesvorschlag vorzuziehen ist. 

 
Um die Rechte der Mandatare in der laufenden Legislaturperiode zu wahren, begrüßt das 
Parlament schließlich, dass die beabsichtigten Anpassungen am Tag nach der erstfolgen-
den Erneuerung der Abgeordnetenkammer in Kraft treten. 
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ANHANG 
 
 

BEMERKUNGEN ZUM GESETZESENTWURF ZUR ABÄNDERUNG DER GESETZGE-
BUNG IN BEZUG AUF DIE MANDATSLISTEN UND DIE VERMÖGENSERKLÄRUNGEN 
HINSICHTLICH DER TRANSPARENZ DER VERGÜTUNGEN, DER AUSDEHNUNG AUF 
DIE ÖFFENTLICHEN VERWALTER, DER ELEKTRONISCHEN HINTERLEGUNG UND 
DER KONTROLLE  
 
Kammerdokument 54-2810/006 
Senatsdokument 6-408/001 
 
Grundsätzliche Bemerkung 
  
1. Der Gesetzesentwurf beinhaltet unter anderem Regelungen, die das Statut von öffent-

lichen Mandats-, Amts- und Funktionsträgern auf Ebene der kommunalen Einrichtungen, 
der ÖSHZ und der von der Deutschsprachigen Gemeinschaft eingerichteten Dienste be-
trifft. Da die Deutschsprachige Gemeinschaft aufgrund der derzeit geltenden Zuständig-
keitsverteilung für die Grundlagengesetzgebung in diesen Bereichen zuständig ist1, wirft 
der Ausschuss die Frage auf, ob der föderale Gesetzgeber befugt ist, derartige Regelun-
gen zu verabschieden. 

 
Technische Bemerkungen 
 
2. Artikel 2 Nr. 3 des Gesetzesentwurfs erweitert den Kreis der Erklärungspflichtigen auf 

die „inhaltlichen Mitarbeiter“ der Minister. Die vorgeschlagene Formulierung verweist in 
diesem Zusammenhang auf die „strategischen Organe der Föderalregierung und der 
Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft“. 

 Der Ausschuss weist darauf hin, dass die Regierung der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft lediglich über Kabinettsmitarbeiter verfügt und keine strategischen 
Organe eingerichtet hat. Die Formulierung müsste folglich auf die spezifische Situation 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft angepasst werden. 

 
3. Artikel 10 Nr. 1 des Gesetzesentwurfs verpflichtet die Informationsbeauftragten, dem 

Rechnungshof unter anderem Angaben zur Größenordnung der privaten Einkünfte der 
Erklärungspflichtigen zu übermitteln. Diese Information muss im Laufe des Monats Feb-
ruar eines jeden Jahres bzw. im Laufe eines Monats nach Amtsantritt oder Amtsende 
erfolgen. 

 Der Ausschuss weist darauf hin, dass die Informationsbeauftragten dieser Verpflichtung 
vermutlich nicht Folge leisten werden können, da sie nicht – bzw. zumindest zum 
angegebenen Zeitpunkt noch nicht - über entsprechende Informationen verfügen. 
Gegebenenfalls müsste diese Verpflichtung gestrichen oder aber weitere Maßnahmen 
vorgesehen werden, die die Informationsbeauftragten in die Lage versetzen, dieser 
Verpflichtung nachzukommen. 

 
 
 
 

                                           
1  Für die kommunalen Einrichtungen, vgl. Art. 1 des Dekrets der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 1. Juni 

2004 über die Ausübung gewisser Zuständigkeiten der Wallonischen Region im Bereich der untergeordneten 
Behörden durch die Deutschsprachige Gemeinschaft, abgeändert durch die Dekrete vom 27.04.2009, vom 
05.05.2014 und vom 05.12.2015, sowie Art. 1 des gleichlautenden Dekrets der Wallonischen Region vom 
27. Mai 2004, abgeändert durch die Dekrete vom 30.04.2009, 28.04.2014 und 17.12.2015; 
für die ÖSHZ, vgl. Art. 4 §2 des Gesetzes vom 31.12.1983 über institutionelle Reformen für die 
Deutschsprachige Gemeinschaft in Kombination mit Art. 5 §1 II. Nr. 2 des Sondergesetzes vom 08.08.1980 
zur Reform der Institutionen; 
für die Dienste der Deutschsprachigen Gemeinschaft, vgl. Art. 5 §1 und 54 desselben Gesetzes vom 
31.12.1983 in Kombination mit Art. 9 und 87 desselben Sondergesetzes vom 08.08.1980. 
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VOM PARLAMENT DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT ANGENOMMEN 
 
 
 
 
 
Eupen, den 23. April 2018 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stephan THOMAS Alexander MIESEN 
Greffier Präsident 
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